
CompuGroup 
Medical SE
Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung 2016



CompuGroup Medical SE, Koblenz

Wir laden unsere Aktionäre ein zur 

ordentlichen Hauptversammlung der CompuGroup Medical SE

am Mittwoch, den 18. Mai 2016, um 11.00 Uhr

am Sitz der Gesellschaft, 

Innovationsforum, Maria Trost 21, 56070 Koblenz.
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Tagesordnung 

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der CompuGroup Medical 
SE (seit Februar 2016: CompuGroup Medical SE) und des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2015, des Lageberichts für die 
CompuGroup Medical SE, des Konzernlageberichts, des in den Lagebe-
richten enthaltenen erläuternden Berichts zu den Angaben nach § 289 
Abs. 4 und § 315 Abs. 4 Handelsgesetzbuch (HGB), des Vorschlags des 
Vorstandes für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie des Berichts 
des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2015.

Die vorgenannten Unterlagen können ab dem Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung im Internet unter www.cgm.com/hv und in den Ge-
schäftsräumen am Sitz der Gesellschaft, Maria Trost 21, 56070 Koblenz, zu 
den üblichen Geschäftszeiten eingesehen werden. Sie werden den Aktionä-
ren auf Wunsch auch kostenlos und unverzüglich zugesandt.

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu Tagesordnungspunkt 
1 keine Beschlussfassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den Jahres- und 
Konzernabschluss bereits festgestellt bzw. gebilligt hat und damit eine Fest-
stellung durch die Hauptversammlung entfällt.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

Aus dem Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2015 sollen 0,35 € je dividen-
denberechtigter Stückaktie ausgeschüttet werden. Die Dividende soll am 
19. Mai 2016 ausgezahlt werden. Eigene Aktien der Gesellschaft sind nicht 
dividendenberechtigt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den im Jahresabschluss der 
CompuGroup Medical SE zum 31. Dezember 2015 ausgewiesenen Bilanz-
gewinn in Höhe von 24.044.170,18 € wie folgt zu verwenden:

	 Ausschüttung einer Dividende von 			  0,35 € 

	 je für das abgelaufene Geschäftsjahr 2015
	 dividendenberechtigter Stückaktie:			  17.403.266,65 €

	 Vortrag auf neue Rechnung:		   6.640.903,53 €
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Bei den angegebenen Beträgen für die Gewinnausschüttung und den 
Gewinnvortrag sind die 49.723.619 zur Zeit des Gewinnverwendungsvor-
schlags von Vorstand und Aufsichtsrat vorhandenen, für das abgelaufene 
Geschäftsjahr 2015 dividendenberechtigten Stückaktien berücksichtigt. 
Sollte sich die Zahl der für das abgelaufene Geschäftsjahr 2015 dividen-
denberechtigten Stückaktien bis zur Hauptversammlung verändern, wird in 
der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag 
zur Abstimmung gestellt, der unverändert eine Dividende von 0,35 € je 
dividendenberechtigte Stückaktie sowie einen entsprechend angepassten 
Gewinnvortrag vorsieht.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für 
das Geschäftsjahr 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands im 
Geschäftsjahr 2015 für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2015

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats 
im Geschäftsjahr 2015 für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5.	 Wahl des Prüfers für den Abschluss des Geschäftsjahres 2016 und für 
prüferische Durchsichten im Geschäftsjahr 2016 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, 
die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, Frankfurt am Main, zum Abschlussprüfer und Konzernabschluss-
prüfer sowie zum Prüfer für prüferische Durchsichten von Zwischenfinanzbe-
richten für das Geschäftsjahr 2016 zu bestellen.

6.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 
mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die ent-
sprechende Satzungsänderung

Das bestehende Genehmigte Kapital (§ 4 Abs. 4 der Satzung) beträgt der-
zeit 26.609.675,00 € und hat eine Laufzeit bis zum 11. Mai 2016. Von dieser 
Ermächtigung wurde bislang nicht Gebrauch gemacht. Da diese Ermächti-
gung ausläuft, soll ein neues genehmigtes Kapital geschaffen werden.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a) 	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis 
zum 17. Mai 2021 mit Zustimmung des Aufsichtsrates einmalig oder in 
Teilbeträgen mehrmals durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt 26.609.675,00 € zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht ein-
zuräumen.

	 Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rates das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

(1)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

(2)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 
Aktien zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unterneh-
men, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder von Unternehmenszusammenschlüssen;

(3)	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage, wenn der Ausga-
bebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich 
unterschreitet und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 10 v. H. des Grundkapitals im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert 
geringer ist - im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung 
nicht übersteigt, . Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundka-
pitals sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben oder veräußert werden;

(4)	 bei einer Kapitalerhöhung zur Ausgabe von Belegschaftsaktien 
an Mitarbeiter der Gesellschaft oder verbundener Unternehmen, 
wenn der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-
schlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10 v. H. des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist - im 
Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht übersteigt. 
Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung un-
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ter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert werden;

b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 
dem Genehmigten Kapital festzulegen. Die neuen Aktien können auch 
von durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelba-
res Bezugsrecht). 

c) 	 § 4 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

	 „(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis 
zum 17. Mai 2021 mit Zustimmung des Aufsichtsrates einmalig oder in 
Teilbeträgen mehrmals durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen um bis zu insgesamt 26.609.675,00 € zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung von 
Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital festzulegen. Die 
neuen Aktien können auch von durch den Vorstand bestimmten Kre-
ditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Akti-
onären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

	 Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals ist den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

(1)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

(2)	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von 
Aktien zum Zwecke des unmittelbaren oder mittelbaren Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder von Unternehmenszusammenschlüssen;

(3)	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage, wenn der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenpreis zum Zeitpunkt der end-
gültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich un-
terschreitet und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht 
ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 
Grundkapitals 10 v. H. des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirk-
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samwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert gerin-
ger ist - im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht 
übersteigt. Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entspre-
chender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert werden;

(4)	 bei einer Kapitalerhöhung zur Ausgabe von Belegschaftsaktien, 
wenn der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausge-
schlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10 v. H. des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist - im 
Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht übersteigt. 
Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert werden;

Zu dem Tagesordnungspunkt 6 erstattet der Vorstand zum Ausschluss des 
Bezugsrechts nach §§ 203 Absatz 2 Satz 2, 186 Absatz 4 Satz 2 AktG fol-
genden Bericht:

In der Hauptversammlung der Gesellschaft soll die Ermächtigung gemäß 
§ 4 Abs. 4 der Satzung, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 11. Mai 
2016 um bis zu 26.609.675,00 € zu erhöhen, durch ein neues Genehmigtes 
Kapital in Höhe von 26.609.675,00 € (Genehmigtes Kapital) ersetzt werden. 
Aus Gründen der Flexibilität soll das Genehmigte Kapital dabei sowohl für 
Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen ausgenutzt werden können. Bei der 
Kapitalerhöhung aus Genehmigtem Kapital haben die Aktionäre der Gesell-
schaft grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, 

a)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

b) 	 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Ak-
tien zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von 
Unternehmenszusammenschlüssen;
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c) 	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage, wenn der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis zum Zeitpunkt der endgülti-
gen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet 
und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlos-
sen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 
10 v. H. des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist - im Zeitpunkt der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung nicht übersteigt. Auf die Höchst-
grenze von 10% des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden;

d)	 bei einer Kapitalerhöhung zur Ausgabe von Belegschaftsaktien an Mit-
arbeiter der Gesellschaft oder verbundener Unternehmen, wenn der 
auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 v. H. des 
Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-
gung oder – falls dieser Wert geringer ist - im Zeitpunkt der Ausnut-
zung dieser Ermächtigung nicht übersteigt, und zwar weder im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräu-
ßert werden.
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Zu dieser Ermächtigung das Bezugsrecht auszuschließen, erstattet der Vor-
stand folgenden schriftlichen Bericht nach §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 
4 Satz 2 AktG. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung der Hauptver-
sammlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme 
durch die Aktionäre aus und ist über die Internetseite der Gesellschaft un-
ter www.cgm.com/hv zugänglich. Auf Verlangen wird dieser Bericht jedem 
Aktionär unverzüglich und kostenlos übersandt. Der Bericht wird wie folgt 
vollständig bekannt gemacht:

Zu lit. a):

Das Bezugsrecht soll für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden können. 
Damit soll die Abwicklung einer Aktienausgabe mit einem grundsätzlichen 
Bezugsrecht der Aktionäre erleichtert werden. Spitzenbeträge können sich 
aus dem jeweiligen Emissionsvolumen und der Darstellung eines praktikab-
len Bezugsverhältnisses ergeben. Der Wert von Spitzenbeträgen je Aktionär 
ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 
Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge erheblich höher. Der Ausschluss 
dient daher der Praktikabilität und der erleichterten Durchführung einer Ak-
tienausgabe. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-
schlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet

Zu lit. b):

Das Bezugsrecht soll auch bei Sachkapitalerhöhungen ausgeschlossen wer-
den können. Die Gesellschaft plant, auch künftig unmittelbar oder mittelbar 
Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen oder mit einem solchen 
Vorhaben im Zusammenhang stehende Wirtschaftsgüter zu erwerben. Da-
durch soll die Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft gestärkt und deren 
Ertragskraft und Unternehmenswert gesteigert werden. Im Rahmen der von 
der Gesellschaft geplanten Maßnahmen müssen oftmals sehr hohe Gegen-
leistungen erbracht werden, die oft nicht mehr in Geld erbracht werden 
sollen und können. Nicht selten bestehen im Gegenzug Verkäufer darauf, 
Aktien als Gegenleistung zu erhalten, da dies für sie günstiger sein kann. 
Die Möglichkeit, eigene Aktien als Akquisitionswährung einzusetzen, gibt 
der Gesellschaft den notwendigen Spielraum, sich bietende Erwerbsgele-
genheiten schnell und flexibel auszunutzen. Sie versetzt sie in die Lage, auch 
große und teure Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen von 
Unternehmen gegen Überlassung von Aktien zu erwerben. Für derartige 
Maßnahmen muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden 
können. Da derartige Akquisitionen meist kurzfristig erfolgen müssen, können 
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sie in der Regel nicht von der nur einmal stattfindenden Hauptversammlung 
beschlossen werden. Es bedarf eines Genehmigten Kapitals, auf das der 
Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann.

Zu lit. c):

Durch die Möglichkeit, bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage um bis zu 
10 v. H. des Grundkapitals das Bezugsrecht ausschließen zu können, soll der 
Vorstand in die Lage versetzt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrates 
kurzfristig auf anstehende Finanzierungserfordernisse reagieren und strate-
gische Entscheidungen umsetzen zu können. Diese gesetzliche ausdrücklich 
vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Ver-
waltung in die Lage, kurzfristig günstige Börsensituationen zu nutzen und 
dabei durch die marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausga-
bebetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenkapitalbasis zu 
erreichen. Die Ermächtigung umfasst einen Betrag von bis zu 10 v. H. des 
Grundkapitals der Gesellschaft. Die Ermächtigung stellt sicher, dass nach ihr, 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gestützt auf §186 Absatz 3 Satz 4 AktG, 
Aktien bis zur Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals nur in dem Umfang 
ausgegeben werden können, wie während ihrer Laufzeit nicht bereits Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwen-
dung des §186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. 
Die Verwaltung wird im Falle der Ausnutzung dieser Möglichkeit der Kapi-
talerhöhung einen etwaigen Abschlag des Ausgabepreises gegenüber dem 
Börsenkurs dahingehend beschränken, dass letzterer nicht wesentlich unter-
schritten wird. Eine derartige Kapitalerhöhung führt wegen der schnelleren 
Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss als 
eine vergleichbare Kapitalerhöhung mit einem Bezugsrecht der Aktionäre. 
Die Verwaltung wird im Falle der Ausnutzung dieser Möglichkeit der Kapi-
talerhöhung einen etwaigen Abschlag des Ausgabepreises gegenüber dem 
Börsenkurs auf voraussichtlich höchstens 3%, jedenfalls aber auf nicht mehr 
als 5% beschränken. Daher kann jeder Aktionär bei entsprechendem Ange-
bot zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligungsquote Aktien zu annähernd 
gleichen Bedingungen am Markt erwerben.

Zu lit. d):

Das Bezugsrecht kann ferner für den Fall der Ausgabe von Aktien an Mit-
arbeiter der CompuGroup Medical SE und ihrer Konzerngesellschaften 
ausgeschlossen werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist vom Ge-
setzgeber gewünscht und ist daher in erleichterter Form möglich. Zweck 
der Ausgabe von Mitarbeiteraktien ist in erster Linie die Integration und 
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langfristige Bindung von Mitarbeitern an das Unternehmen. Bei Festlegung 
des Ausgabebetrages kann eine bei Belegschaftsaktien übliche Vergünsti-
gung erfolgen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechtes ist 
ebenfalls auf bis zu 10 v. H. des Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt.
Die angemessene Ausstattung mit Eigenkapital ist Grundlage der geschäft-
lichen Entwicklung der Gesellschaft. Auch wenn die Gesellschaft zurzeit aus-
reichend mit Eigenkapital ausgestattet ist, muss sie über den notwendigen 
Handlungsspielraum verfügen, um sich jederzeit und gemäß der jeweiligen 
Marktlage Eigenkapital beschaffen zu können. Der Vorstand wird jeweils im 
Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhö-
hung und zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch macht. Der Vorstand wird 
das Bezugsrecht nur dann ausschließen, wenn die in diesem Bericht abstrakt 
umschriebenen Umstände vorliegen und der Bezugsrechtsausschluss im 
konkreten Fall im Interesse der Gesellschaft liegt. Nur falls diese Vorausset-
zungen vorliegen, wird auch der Aufsichtsrat die erforderliche Zustimmung 
zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals und zum Bezugsrechtsausschluss 
erteilen. Dabei überprüfen Vorstand und Aufsichtsrat im Einzelfall, ob der 
Bezugsrechtsausschluss erforderlich, geeignet, angemessen und im Inter-
esse der Gesellschaft geboten ist. Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des 
neuen genehmigten Kapitals bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird über 
jede Ausnutzung der Ermächtigung in der jeweils nächsten Hauptversamm-
lung berichten.

Unterlagen zur Tagesordnung

Ab Einberufung der Hauptversammlung werden auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter www.cgm.com/hv folgende Unterlagen zugänglich gemacht und lie-
gen auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus:

–– die Hauptversammlungseinladung;
–– der festgestellte Jahresabschluss und der gebilligte Konzernab-

schluss, der Bericht über die Lage des Konzerns und der Gesellschaft 
einschließlich der Erläuterungen zu den Angaben gemäß §§ 289 
Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB und den Angaben gemäß §§ 289 Abs. 5, 315 
Abs. 2 Nr. 5 HGB sowie der Bericht des Aufsichtsrats der Gesellschaft 
jeweils für das Geschäftsjahr 2015;

–– der Gewinnverwendungsvorschlag des Vorstands (als Bestandteil der 
Hauptversammlungseinladung);

–– Vollmachtsformular
–– Weitergehende Erläuterungen der Aktionärsrechte
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
gemäß § 19 der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Nachweis ih-
rer Teilnahmeberechtigung bis spätestens Samstag, 14.05.2016 (24:00 MESZ) bei der 
Gesellschaft angemeldet haben. Die Anmeldung ist an folgende Adresse zu richten:

CompuGroup Medical SE
c/o Deutsche Bank AG
Securities Production
General Meetings
Postfach 20 01 07
60605 Frankfurt
Fax: +49 (0) 69 12012-86045
E-Mail: Wp.hv@db-is.com

Die Anmeldung hat in Textform (§ 126 b Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)) in deut-
scher oder englischer Sprache zu erfolgen. Als Nachweis der Teilnahmeberechti-
gung ist ein in Textform (§ 126 b BGB) erstellter besonderer Nachweis des An-
teilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich und ausreichend. Der 
Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein. Der Nachweis 
des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversamm-
lung beziehen, also auf den 27.04.2016 (0.00 Uhr MESZ) (sog. Nachweisstichtag). 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung und 
die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat; 
insbesondere haben Veräußerungen oder sonstige Übertragungen der Aktien nach 
dem Nachweisstichtag keine Bedeutung für den Umfang und die Ausübung des 
gesetzlichen Teilnahme- und Stimmrechts des bisherigen Aktionärs. Entsprechen-
des gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die 
zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionäre wer-
den, sind nicht teilnahme- oder stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat keine 
Bedeutung für die Dividendenberechtigung. Die Nachweise sind ausschließlich an 
die folgende Anschrift der Gesellschaft zu übermitteln:

CompuGroup Medical SE
c/o Deutsche Bank AG
Securities Production
General Meetings
Postfach 20 01 07
60605 Frankfurt
Fax: +49 (0) 69 12012-86045
E-Mail: Wp.hv@db-is.com
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Nach Eingang des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden 
den Aktionären oder den ordnungsgemäß Bevollmächtigten von der Anmelde-
stelle Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen 
Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig für 
die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge 
zu tragen. 

Vertretung in der Hauptversammlung
Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen, können 
sich bei der Ausübung ihres Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, z.B. eine 
Aktionärsvereinigung, ein Kreditinstitut oder einen sonstigen Dritten vertreten 
lassen. Wir weisen darauf hin, dass auch zur Bevollmächtigung eine ordnungsge-
mäße Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich sind.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächti-
gung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126 b BGB), wenn 
weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen nach § 
135 Abs. 8 und Abs. 10 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Person oder 
Institution bevollmächtigt wird.

Zur Vollmachtserteilung kann das von der Gesellschaft bereitgestellte Formular 
genutzt werden, welches mit der Eintrittskarte versendet wird.

Bei der Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder die-
sen nach § 135 Abs. 8 und Abs. 10 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten 
Personen oder Institutionen sind in der Regel Besonderheiten zu beachten. Akti-
onäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen gemäß 
§ 135 Abs. 8 und Abs. 10 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Person 
oder Institution bevollmächtigen wollen, werden gebeten, etwaige Besonderhei-
ten der Vollmachtserteilung bei den jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen 
und sich mit diesen abzustimmen. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung muss entweder am Tag der Hauptversamm-
lung durch den Bevollmächtigten vorgewiesen werden oder durch Erklärung ge-
genüber der Gesellschaft an folgende Adresse erfolgen:

CompuGroup Medical SE 
z. H. Herrn Ralf Glass
Maria Trost 21
56070 Koblenz
Fax: +49 (0) 261 8000-3102
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Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung über 
folgende E-Mailadresse:

hv@cgm.com

Die CompuGroup Medical SE bietet ihren Aktionären weiter die Möglichkeit, ihr 
Stimmrecht über eine Vollmacht durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft wei-
sungsgebunden ausüben zu lassen. Die Vollmacht ist in Textform oder per Telefax 
zu erteilen. Die Einzelheiten ergeben sich aus den Unterlagen, die den Aktionären 
übersandt werden. Erhalten die Stimmrechtsvertreter mehrere Vollmachten und 
Weisungen, wird die als zuletzt erteilte formgültige Vollmacht mit den entsprechen-
den Weisungen als verbindlich erachtet. Bei nicht formgültig erteilten Vollmachten 
werden die Stimmrechtsvertreter solche Stimmen in der Hauptversammlung nicht 
vertreten. Soweit Weisungen nicht korrekt ausgefüllt oder nicht eindeutig erteilt 
werden, werden in Abhängigkeit vom Abstimmungsverfahren die weisungsgebun-
denen Stimmrechtsvertreter sich der Stimme enthalten beziehungsweise nicht an 
der Abstimmung teilnehmen. Die Stimmrechtsvertreter sind weisungsgebunden 
und dürfen das Stimmrecht bei im Vorfeld der Hauptversammlung nicht bekannten 
Abstimmungen (z. B. bei Verfahrensanträgen) nicht ausüben. In Abhängigkeit vom 
Abstimmungsverfahren werden die weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 
sich in diesen Fällen der Stimme enthalten beziehungsweise nicht an der Abstim-
mung teilnehmen. Entsprechendes gilt bei der Abstimmung über einen Gegenan-
trag. Die Beauftragung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Widerspruch-
serklärung sowie zur Antrags- und Fragenstellung ist ausgeschlossen.

Die persönliche Anmeldung durch den Aktionär oder einen bevollmächtigten 
Dritten an den Eingangsschaltern zur Hauptversammlung zur eigenen Wahrneh-
mung des Stimmrechts in der Hauptversammlung gilt als Widerruf der an die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilten Vollmacht und Weisungen.

Wir bitten, die ausgefüllten Vollmachts- und Weisungsvordrucke bis spätestens 
17.05.2016 (Zugangsdatum) zurückzusenden an:

CompuGroup Medical SE 
c/o ITTEB GmbH & Co. KG 
Vogelanger 25 
86937 Scheuring 
Fax: +49 (0) 8195 9989-664

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung über 
folgende E-Mailadresse: 

cgm2016@itteb.de
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Weitere Hinweise zum Vollmachtsverfahren finden sich auch noch einmal auf dem 
Ihnen übersandten Eintrittskarten- und Vollmachtsformular sowie auf der Internet-
seite www.cgm.com/hv.

Rechte der Aktionäre

1.	 Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapi-
tals oder den anteiligen Betrag von 500.000,00 € erreichen (dies entspricht 
500.000 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesord-
nung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuem Gegenstand 
muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Zusätzlich 
müssen die Antragsteller nachweisen, dass sie vor dem Tag des Ergän-
zungsverlangens (entscheidend ist der Zugang bei der Gesellschaft) seit 
mindestens drei Monaten über die erforderliche Mindestaktienanzahl ver-
fügen und diese Aktien bis zur Entscheidung über den Antrag halten. Für 
den Nachweis reicht eine entsprechende Bestätigung des depotführenden 
Kreditinstituts aus. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Com-
puGroup Medical SE zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 
Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum 17.04.2016 (24.00 
Uhr MESZ) zugehen.

Bitte richten Sie entsprechende Verlangen an folgende Adresse:

CompuGroup Medical SE
Vorstand 
Maria Trost 21
56070 Koblenz

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie 
nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich 
nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und sol-
chen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegan-
gen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen 
Union verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse www.
cgm.com/hv bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt.
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2.	 Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG
Die Aktionäre können zudem Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand 
und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung stellen so-
wie Wahlvorschläge zur Wahl des Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 5) 
machen. Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen sein; bei 
Wahlvorschlägen bedarf es einer Begründung nicht. Gegenanträge und 
Wahlvorschläge von Aktionären zur Hauptversammlung sind bis spätestens 
14 Tage vor dem Tage der Hauptversammlung, also bis zum 03.05.2016 
(24.00 Uhr MESZ) jeweils ausschließlich an folgende Adresse zu richten:

CompuGroup Medical SE
Vorstand 
Maria Trost 21
56070 Koblenz 
Fax: +49 (0) 261 8000-3102
E-Mail: hv@cgm.com

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht be-
rücksichtigt.

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung und einer etwai-
gen Stellungnahme der Verwaltung werden, nach Nachweis der Aktionärs-
eigenschaft des Antragstellers, den anderen Aktionären im Internet unter 
www.cgm.com/hv zugänglich gemacht. Daneben werden Aktionären, die 
dies schriftlich unter vorgenannter Anschrift, oder telefonisch unter der Ruf-
nummer 0261 8000 6200 verlangen, diese Anträge, Begründungen, Wahl-
vorschläge sowie eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung per Briefpost 
übermittelt. Der Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außer in 
den Fällen des § 126 Abs. 2 AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn diese nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der 
vorgeschlagenen Person und bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern die zusätzlichen Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen 
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten bzw. vergleichbaren Kontrollgremien 
enthalten. 

Auf die nach den §§ 21 ff. Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) bestehenden 
Mitteilungspflichten und die in § 28 WpHG vorgesehene Rechtsfolge des 
Ruhens aller Rechte aus den Aktien bei Verstößen gegen eine Mitteilungs-
pflicht wird hingewiesen.
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3.	 Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen 
und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unter-
nehmen sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss ein-
bezogenen Unternehmen verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung eines Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist. Von ei-
ner Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 
3 AktG genannten Gründen absehen, etwa weil die Erteilung der Auskunft 
nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft 
oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 
zuzufügen. Nach § 20 Abs. 3 der Satzung ist der Versammlungsleiter er-
mächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu 
beschränken.

4.	 Weitergehende Erläuterungen
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 
Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG finden sich unter der Internetad-
resse www.cgm.com/hv.
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Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft
Den Aktionären werden die Informationen gemäß § 124 a AktG im Internet 
auf der Homepage der CompuGroup Medical SE unter www.cgm.com/hv 
zugänglich gemacht.

Zusätzliche Angaben nach § 30 b Abs. 1 Nr. 1 Wertpapierhandelsgesetz
Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grund-
kapital der Gesellschaft 53.219.350,00 € und ist eingeteilt in 53.219.350 
Stückaktien. Die Zahl der Aktien, die ein Stimmrecht gewähren, beträgt da-
her zum Zeitpunkt der Einberufung 53.219.350. Zum Zeitpunkt der Einberu-
fung der Hauptversammlung hält die Gesellschaft 3.495.731 eigene Aktien, 
aus denen der Gesellschaft keine Rechte zustehen.

Koblenz, im April 2016

CompuGroup Medical Societas Europaea

Der Vorstand

CompuGroup Medical SE • Maria Trost 21 • 56070 Koblenz
Telefon +49 (0) 261 8000-6200 • Telefax +49 (0) 261 8000-3102

E-Mail: hv@cgm.com • http://www.cgm.com
ISIN DE0005437305 • WKN 543730



17

Anfahrt

Mit dem Auto

A 3 aus Richtung Frankfurt/Main oder Köln
•	 Am Autobahndreieck Dernbach auf die A48 Richtung Koblenz/Trier 
•	 Ausfahrt Koblenz Nord auf die B9 Richtung Koblenz 
•	 Auf der B9 Abfahrt KO-Kesselheim/Industriegebiet/Rheinhafen 
•	 Abfahrt Richtung KO-Kesselheim/Industriegebiet/Rheinhafen
•	 Folgen Sie der Beschilderung „Maria Trost“

A 61 aus Richtung Köln oder Mainz/Ludwigshafen
•	 Am Autobahnkreuz Koblenz auf die A48 in Richtung Koblenz
•	 Ausfahrt Koblenz Nord auf die B9 Richtung Koblenz
•	 Auf der B9 Abfahrt KO-Kesselheim/Industriegebiet/Rheinhafen 
•	 Folgen Sie der Beschilderung „Maria Trost“

Auf dem Firmengelände stehen Ihnen kostenlose Parkplätze zur Verfügung. 
Bitte melden Sie sich am Pförtnerhaus - unsere Mitarbeiter helfen Ihnen gerne weiter.

Mit der Bahn

Ankunft Koblenz Haupt-
bahnhof, dann weiter mit 
dem Bus bis Haltestelle  
Maria Trost.

Fahrpläne der Verkehrs-
betriebe:

www.kevag.de
www.rmv-bus.de
www.vrm-info.de



CompuGroup Medical SE 
Maria Trost 21 
56070 Koblenz 
Germany


